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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

In Beantwortung einer Einfachen Anfrage Rychen (svp, BE) zu den
Sozialversicherungskosten, welche der Schweiz bei Abschluss der bilateralen
Verhandlungen mit der EU ins Haus stehen, machte die Landesregierung anfangs Juli
erstmals konkrete Angaben. Ihrer Ansicht nach sind die grössten Kosten bei der
Arbeitslosenversicherung zu erwarten, da Kurzaufenthalter und Saisonniers künftig
nach einem Aufenthalt von sechs Monaten Taggelder beziehen können, wobei die
Schweiz die zuvor in einem anderen EU-Staat geleistete Versicherungszeit
berücksichtigen muss. Positiv zu vermerken sei aber, dass die EU in eine Übergangsfrist
von sieben Jahren einwillige, da die Schweizer Wirtschaft überdurchschnittlich viele
Wanderarbeiter mit befristeten Verträgen beschäftigt. In diesem ersten Zeitraum wird
die Schweiz jährlich Beiträge von rund 170 Mio. Fr. ausbezahlen und weitere 40 Mio. Fr.
an ausländische Versicherungen rückerstatten. Nach Ablauf der Frist wird volles EU-
Recht gelten: dannzumal, schätzte der Bundesrat, werden die Zusatzkosten auf 370 bis
600 Mio. Fr. pro Jahr steigen. Eine Entlastung sei dagegen bei den Grenzgängern
absehbar. Heute zahlt die Schweiz den Arbeitslosenkassen in den Nachbarländern die
Beiträge der Grenzgänger im Umfang von rund 200 Mio. Fr. zurück. Diese
Rückerstattung ist innerhalb der EU nicht vorgesehen und fällt deshalb nach der
Übergangsfrist dahin.

Bei der AHV rechnet der Bundesrat mit jährlichen Kosten von 34 Mio. Fr. Für die
berufliche Vorsorge liegen die Ausgaben bei 10,7 und für die Familienzulagen bei 2 Mio.
Fr. Die Krankenversicherung für die Angehörigen von EU-Wanderarbeitnehmern und
Grenzgängern wird dem Staat kaum Mehrkosten verursachen, da die Kassen das
Angebot selbsttragend gestalten sollen. Allerdings wird die Schweiz in Härtefällen die
Prämienverbilligung exportieren müssen. Damit liegen die gesamten Zusatzkosten
während der siebenjährigen Übergangsfrist bei 462 Mio. Fr. In der anschliessenden
Phase mit uneingeschränktem EU-Recht muss mit Kosten von 422 bis 652 Mio. Fr.
jährlich gerechnet werden. Dem stehen Verbesserungen gegenüber, von denen auch
Schweizer im EU-Rahmen profitieren. So ist vorgesehen, die zwischenstaatliche
Leistungsaushilfe zu gewähren und die Beitragszeiten an ausländische
Sozialversicherungen zu addieren und als Basis für die Auszahlungen zu verwenden. 1

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 26.06.1998
MARIANNE BENTELI

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Auch zur Volksinitiative der Grünen ”für eine gesicherte AHV – Energie statt Arbeit
besteuern” will der Bundesrat keinen Gegenvorschlag vorlegen. Das Begehren verlangt
in erster Linie die Einführung einer Energieabgabe, um damit die Herabsetzung des
Rentenalters zu finanzieren und die Sozialversicherungsbeiträge zu senken. Die
Landesregierung machte keine Einwände gegen eine Energiesteuer geltend, kritisierte
aber die zu weit gehende Zweckbindung der Abgabe, die sie als massive Beschränkung
des zukünftigen finanzpolitischen Spielraumes erachtete. 2

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 13.05.1998
MARIANNE BENTELI

Der Ständerat behandelte in der Frühjahrssession die Revision der freiwilligen AHV für
Auslandschweizerinnen und -schweizer. Dieses im Vergleich zur obligatorischen AHV
„Mini-Sozialwerk“ mit nur gerade 54'000 Versicherten ist seit seiner Einführung
chronisch defizitär. Der Bundesrat hatte bereits mehrmals vergeblich die Auflösung
beantragt, war aber immer am Parlament gescheitert, das die Solidarität mit den
Schweizer Kolonien im Ausland höher wertete als finanzielle Überlegungen. Da sich mit
dem Inkrafttreten der bilateralen Verträge mit der Europäischen Union auch alle EU-
Bürgerinnen und -Bürger diesem Versicherungszweig hätten anschliessen können,
drängte sich eine Revision auf. Hinsichtlich der Einschränkung des Versichertenkreises
unterstützte der Ständerat die Vorschläge des Bundesrates. Danach sollten in Zukunft
nur noch Personen der freiwilligen Versicherung beitreten können, die während fünf
Jahren in der Schweiz versichert waren und nun in einem Land ohne
Sozialversicherungsabkommen mit der Schweiz leben. Bezüglich der Höhe des
Mindestbeitrags wollte er hingegen weiter gehen als die Landesregierung. Der jährliche

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.06.2000
MARIANNE BENTELI
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Minimalbeitrag sollte auf den dreifachen Mindestbeitrag der obligatorischen
Versicherung festgelegt werden (heute 324 Fr.); der Bundesrat hatte lediglich eine
Verdoppelung vorgeschlagen. Weil nicht alle Staaten mit einem
Sozialversicherungsabkommen mit der Schweiz (rund 30 Länder plus die Staaten der EU
und der EFTA) eine gleichwertige Altersvorsorge anbieten, beschloss der Nationalrat,
dass sich alle Personen weiter sollten versichern können, die unmittelbar vor ihrem
Beitritt fünf Jahre der obligatorischen AHV unterstellt waren und jetzt in einem Nicht-
EU-Staat wohnen. Aus Rücksicht auf viele ältere Schweizer Kolonien insbesondere in
Südamerika, die zum Teil in prekären finanziellen Verhältnissen leben, und auf die
Mitarbeiter karitativer Organisationen im Ausland, die nur über geringe Einkommen
verfügen, begnügte er sich mit der Verdoppelung des Mindestbeitragssatzes. In diesem
Punkt stimmte der Ständerat diskussionslos zu. Nachdem er sich aber von der
Verwaltung hatte bestätigen lassen, dass der UNO-Pakt über wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Rechte eine Ungleichbehandlung von EU- und Nicht-EU-Bürgern zulässt,
beschränkte er den Versichertenkreis auf Schweizer- und EU-Bürgerinnen und
-Bürger, die während mindestens fünf Jahren in der Schweiz der AHV unterstellt waren
und nun in einem Nicht-EU-Staat leben. Hier schloss sich ihm der Nationalrat an. 3

In der Maisession 2016 befasste sich der Nationalrat mit der parlamentarischen
Initiative der SVP-Fraktion zur Erhöhung der Voraussetzungen für den AHV-
Rentenbezug. Im Gegensatz zu ihrer ersten Beratung des Geschäftes empfahl die
Mehrheit der SGK-NR mittlerweile, der Initiative keine Folge zu geben. Eine Minderheit
Clottu (svp, NE) setzte sich für Folge geben ein. Der Fraktionssprecher der SVP verwies
auf die Sozialsysteme anderer europäischer Länder, in der der Zugang zu einer
Altersrente noch deutlich strikter geregelt sei, als dies der Vorstoss verlange. Zudem
würden Menschen aus anderen Ländern nicht die Zurückhaltung der Schweizerinnen
und Schweizer betreffend des Bezugs von Sozialleistungen kennen, was zu Problemen
führe. Die Mehrheitssprecherin erklärte, aufgrund der Anwendbarkeit der
beabsichtigten Regelung auch auf Schweizerinnen und Schweizer ergebe sich hier, im
Gegensatz zu den beiden anderen Vorstössen des SVP-Dreierpakets (vgl. auch die Pa.Iv.
14.426 und 14.427), kein Konflikt mit dem Personenfreizügigkeitsabkommen. Jedoch
halte dieses fest, dass Sozialversicherungsbeiträge, welche in einem der Vertragsländer
geleistet wurden, in allen anderen angerechnet werden müssen. Da die allermeisten
Eingewanderten aus der EU in ihrem früheren Aufenthaltsland bereits Beiträge bezahlt
haben, wäre die Initiative wirkungslos, so die Ausführungen. Es wäre jedoch aufwändig,
das Vorhandensein solcher früherer Zahlungen zu überprüfen, womit angesichts der
sehr tiefen monatlichen Minimalrente von CHF 53 die Einsparungen rasch
überkompensiert würden. Aus diesen Gründen empfahl die Kommission mit 14 zu 8
Stimmen, die parlamentarische Initiative abzulehnen. Dem folgte das Plenum mit 118 zu
72 Stimmen ohne Enthaltung, wobei sich die geschlossene SVP-Fraktion und eine kleine
Minderheit der FDP-Liberalen Fraktion für den Vorstoss aussprach. Alle anderen
Fraktionen stimmten geschlossen dagegen. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.05.2016
FLAVIA CARONI

Invalidenversicherung (IV)

Eine Überraschung ergab sich in der Sommersession vorerst im Nationalrat bei der
Beratung der 4. Revision des Bundesgesetzes über die Invalidenversicherung (IV). Recht
knapp mit 84 zu 76 Stimmen folgte die Volkskammer einem Antrag Gross (sp, TG) und
beschloss, gegen Bundes- und Ständerat an der Viertelsrente für Personen mit einer
gesundheitlichen Beeinträchtigung zwischen 40 und 50 Prozent festzuhalten. Den
Durchbruch schaffte der Antrag dank der Unterstützung durch bürgerliche
Ratsmitglieder aus FDP, CVP und SVP. Die Gegner des nun vom Bundesrat bereits zum
dritten Mal präsentierten Vorschlags argumentierten, dass es sich bei den geschätzten
20 Mio. Fr. pro Jahr um ”unechte” Einsparungen handle, da dadurch voraussichtlich
mehr Halbrenten gesprochen würden; zudem widerspreche die Massnahme dem
ursprünglichen Grundsatz der IV (Wiedereingliederung vor Rente), weil damit jede
Erwerbstätigkeit über 50% finanziell unattraktiv würde. Die Befürworter einer
Streichung führten ins Feld, die Ablösung der Viertelsrente durch eine bessere
Berücksichtigung von Härtefällen bei den Ergänzungsleistungen entspreche dem
Bestreben, den individuellen Bedürfnissen der betroffenen Personen gerecht zu
werden. Bundesrätin Dreifuss verwies zudem darauf, dass die Viertelsrenten im
Rahmen der Verträge mit der EU wohl auch ins Ausland exportiert werden müssten, was
mit der vorgeschlagenen Überführung der Härtefallrenten ins EL-System vermieden
werden könnte. Abgelehnt wurde hingegen ein rot-grüner Antrag, das Defizit der IV mit

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.06.1998
MARIANNE BENTELI
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einer Erhöhung der Beiträge um drei Lohnpromille von heute 1,4 auf 1,7% auszugleichen
oder zumindest zu verringern. Die Abschaffung der Zusatzrenten für die Ehepartner
passierte auch in der grossen Kammer praktisch diskussionslos. 5

Im Ständerat beantragte eine Minderheit aus CVP und SP, dem Nationalrat zu folgen,
unterlag aber mit 25 zu 13 Stimmen. Auch ein Antrag Rochat (lp, VD), Viertelsrenten
jeweils nur für zwei Jahre zu sprechen und dann den Fall erneut zu überprüfen, wurde
nicht als tauglicher Kompromiss erachtet. Im Nationalrat beantragte die Kommission
zwar Festhalten am ersten Entscheid. Da Abklärungen der Verwaltung in der
Zwischenzeit jedoch ergeben hatten, dass die Viertelsrenten bei einem Abschluss der
bilateralen Verhandlungen tatsächlich exportiert werden müssten, wurde der ohnehin
nur knapp zustandegekommene Beschluss gekippt. Mit 76 zu 72 stimmte nun auch die
grosse Kammer der Streichung der Viertelsrenten zu; bereits gesprochene Renten
sollten aber bestehen bleiben. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.06.1998
MARIANNE BENTELI

Nachdem die beiden Kommissionen für Gesundheit und Soziales im Vorjahr
unterschiedlich entschieden hatten, gelangte die parlamentarische Initiative der SVP-
Fraktion für eine Verschärfung der Voraussetzungen für IV-Rentenbezug für Ausländer
in der Maisession 2016 in den Nationalrat. Inzwischen hatten sich die
Mehrheitsverhältnisse in der vorberatenden SGK-NR geändert: Die
Kommissionsmehrheit beantragte, der Initiative keine Folge zu geben, während eine
Minderheit Brunner (svp, SG) sich für Folge geben aussprach. Zu einer eigentlichen
Debatte kam es nicht: Die Volksvertreter beliessen es bei den Voten des Minderheits-
bzw. Fraktionssprechers und der Mehrheitssprecherin. Brunner erklärte, dass bei
einem generellen Ausländeranteil von rund 25% in der IV rund 50% der Bezügerinnen
und Bezüger ausländischer Nationalität seien, was es genauer zu betrachten gelte.
Allfällige Einwände aufgrund von Verträgen mit der EU und EFTA, welche einen
Gleichbehandlungsgrundsatz festschreiben, wischte er mit dem Hinweis auf die 2014
angenommene SVP-Einwanderungsinitiative weg: Die entsprechenden Abkommen seien
ohnehin neu zu verhandeln. Zudem wies Brunner auf die nach wie vor schwierige
finanzielle Situation der Invalidenversicherung hin. Die Mehrheitssprecherin Moret (fdp,
VD) hielt entgegen, eine Umsetzung der Forderungen würde im besten Fall wirkungslos
bleiben, im schlechtesten Fall jedoch gegen die Personenfreizügigkeit verstossen. Der
Gleichbehandlungsgrundsatz sei nicht nur ein zentraler Bestandteil des
Personenfreizügigkeitsabkommens, sondern er sei auch auf den Zugang zu den
Sozialversicherungen voll anwendbar. Eine einseitige Anpassung würde angesichts der
aktuellen Verhandlungen mit der Europäischen Union eine unnötige Provokation
darstellen. Zudem würden die Statistiken klar zeigen, dass die Personenfreizügigkeit
nicht zu einer Zunahme in den Leistungen der IV geführt habe, so die
Kommissionssprecherin. Angesichts dieser Argumente empfahl die SGK-NR mit 14 zu 9
Stimmen, die parlamentarische Initiative abzulehnen. Dieser Empfehlung folgte das
Ratsplenum mit 123 zu 67 Stimmen ohne Enthaltung. Alle Fraktionen stimmten
geschlossen, für den Vorstoss stimmte einzig die SVP. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.05.2016
FLAVIA CARONI

Ergänzungsleistungen (EL)

In der Maisession 2016 befasste sich der Nationalrat mit einer parlamentarischen
Initiative der SVP-Fraktion zur Ausdehnung der Karenzfrist für Ergänzungsleistungen,
welche für Ausländerinnen und Ausländer gelte. Seit ihrer ersten Beratung hatte die
SGK-NR ihre Haltung zum Vorstoss geändert, eine Mehrheit sprach sich nun dagegen
aus. Eine Minderheit Herzog (svp, TG) plädiert für Folge geben. Der Fraktionssprecher
der SVP argumentierte, der Vorstoss ziele auf die Gleichbehandlung aller
Ausländergruppen ab, wolle aber auch einen „Sozialversicherungstourismus"
unterbinden. Die Minderheitssprecherin verwies auf den starken Kostenanstieg bei den
Ergänzungsleistungen und die deswegen nötigen Sparmassnahmen. Ausländerinnen und
Ausländer, insbesondere aus dem EU-EFTA-Raum, seien bei den EL-Beziehenden
zudem massiv übervertreten. Bei Problemen mit dem Personenfreizügigkeitsabkommen
gelte es, dieses nachzuverhandeln, wie es auch das EU-Land Grossbritannien geschafft
habe. Die Mehrheitssprecherin hielt dagegen, der Gleichbehandlungsgrundsatz – hier
im Sinne einer gleichen Behandlung von Schweizerinnen und Ausländern aus dem EU-
Raum – sei zentraler Bestandteil des Freizügigkeitsabkommens und ihm könnte nur
Genüge getan werden, wenn auch für Schweizer Staatsangehörige eine Karenzfrist von
zehn Jahren eingeführt würde. Eine Mehrheit von 122 zu 69 Parlamentarierinnen und

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.05.2016
FLAVIA CARONI
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Parlamentariern folgte der Kommission und gab der Initiative keine Folge. Der
Entscheid fiel ohne Enthaltungen und bei annähernder Geschlossenheit der
Fraktionen. 8

Berufliche Vorsorge

Infrastrukturanlagen für Pensionskassen attraktiver zu machen, beabsichtigte Thomas
Weibel (glp, ZH) mit einer Motion im Juni 2017. Dazu sollte der Bundesrat die
Anlagekategorie „Infrastrukturanlagen” in den Bestimmungen über die Anlage des
Vermögens von Vorsorgeeinrichtungen in einem eigenen Artikel aufführen – und nicht
mehr nur als alternative Anlage betrachten – sowie eine Maximalquote von 10 Prozent
dafür vorsehen. Da die Kategorie der alternativen Anlage mit einem Stigma der
Intransparenz und hohen Kosten behaftet sei, habe eine solche Änderung zahlreiche
positive Effekte. Einerseits erlaube sie es den Pensionskassen durch Investitionen in
Infrastrukturanlagen – vom Motionär ausdrücklich genannt werden Energie-, Mobilitäts-
, Versorgungs- und Gesundheitsinfrastruktur – mit hoher Wertbeständigkeit und
stabilen Erträgen ihre Produkte zu diversifizieren. Dies minimiere gleichzeitig ihr Risiko,
da die Werthaltigkeit und die Erträge von Infrastrukturanlagen nur schwach mit den
Entwicklungen an den Aktien- und Obligationenmärkten korrelierten. Andererseits
würde dies neben der Finanzierung von Sachwerten mit grosser gesellschaftlicher
Relevanz und Wertschöpfung im Inland auch die Energiewende mit Geld aus der
Privatwirtschaft unterstützen. Der Bundesrat wies jedoch darauf hin, dass
Infrastrukturinvestitionen sehr heterogen, meist langfristig und illiquide seien und
international häufig wirtschaftlichen, technischen oder politischen Risiken ausgesetzt
seien. Da in der gültigen Regelung keine Investitionshemmnisse bestünden und die
Aufführung in einer separaten Anlagekategorie somit kaum zu neuen
Investitionsanreizen führen würde, sei kein Änderungsbedarf gegeben. Diese Ansicht
teilte die Mehrheit des Nationalrats jedoch nicht, mit 98 zu 80 Stimmen (bei 5
Enthaltungen) sprach sich die grosse Kammer für eine Annahme der Motion aus.
Ablehnend zeigten sich lediglich die SVP-Fraktion, die Hälfte der SP-Fraktion sowie ein
Mitglied der FDP-Fraktion. 9

MOTION
DATUM: 15.06.2017
ANJA HEIDELBERGER

Krankenversicherung

Da mit dem Inkrafttreten der bilateralen Verträge mit der EU neue Personenkategorien
dem KVG unterstellt werden, hatte der Bundesrat im Vorjahr dem Parlament beantragt,
dass auch diesen und ihren Familienangehörigen Prämienverbilligungen ausgerichtet
werden, wenn sie in bescheidenen wirtschaftlichen Verhältnissen leben. Die Räte
hatten im Grundsatz zugestimmt, die vom Bundesrat vorgeschlagene Durchführung
durch die Kantone hingegen abgelehnt. Ende Mai präsentierte die Regierung eine
differenziertere Regelung. Für Versicherte mit einem aktuellen Anknüpfungspunkt an
einen Kanton (z.B. Grenzgänger) ist ein kantonales Verfahren vorgesehen, bei dem der
Bund zwei Drittel und die Kantone einen Drittel der Verbilligung übernehmen. Für
Personen ohne bestehende Bindung an einen Kanton (z.B. in einem EU-Staat lebende
Bezüger einer AHV Rente, die weiterhin in der Schweiz krankenversichert sind) schlug
der Bundesrat ein Bundesverfahren sowohl für die Durchführung wie für die
Übernahme der Kosten vor. Diese Anpassung an das Abkommen über die
Personenfreizügigkeit wird zu jährlichen Mehrkosten von schätzungsweise 60-90 Mio.
Fr. führen. Die maximalen Kosten ergeben sich unter der Annahme, dass alle
Versicherten mit Wohnsitz in einem EU-Staat sich der schweizerischen
Krankenversicherung anschliessen. Da die Versicherungskonditionen in einzelnen
Nachbarländern aber günstiger sind als in der Schweiz, ist anzunehmen, dass zahlreiche
Personen in ihren Wohnsitzstaaten versichert bleiben wollen, weshalb die Kosten eher
an der unteren Grenze liegen dürften. Das Parlament brachte erneut Bedenken
bezüglich der Durchführbarkeit des Vollzugs im Informations- und Kontrollbereich vor,
akzeptierte aber schliesslich die bundesrätlichen Vorschläge oppositionslos. Der
Nationalrat nahm allerdings ein Postulat seiner SGK an (Po. 00.3422), welches den
Bundesrat bittet, zwei Jahre nach der Einführung der Prämienverbilligung für Personen
in den EU-Staaten einen Bericht vorzulegen, der über die Auswirkungen dieser KVG-
Revision Aufschluss gibt. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.10.2000
MARIANNE BENTELI
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Das Geschäft des Bundesrates zur Steuerung des ambulanten Bereichs bzw. der
Regulierung der Zulassung im Rahmen des KVG gelangte in der Wintersession 2015 in
den Ständerat. Eine knappestmögliche Mehrheit der Gesundheitskommission sprach
sich für Eintreten ein, eine Minderheit Gutzwiller (fdp, ZH) für Nichteintreten. Der
Mehrheitssprecher verwies auf die Notwendigkeit einer Steuerung angesichts des
engen Zusammenhangs zwischen Ärztedichte und Kostensteigerung im
Gesundheitsbereich. Die Kantone wünschten sich eine Steuerungsmöglichkeit und der
Ärzteverband FMH habe der weniger weit gehenden Lösung des Nationalrats, im
Gegensatz zu jener des Bundesrates, zugestimmt. Das wichtigste Argument für ein
Eintreten sei jedoch der Zeitdruck angesichts der im Sommer 2016 auslaufenden
Übergangslösung, welche durch eine dauerhafte Regelung abgelöst werden soll. Der
Minderheitssprecher erklärte, die Minderheit wolle sich für eine liberale Markt- und
Wettbewerbsordnung einsetzen und sei daher gegen jegliche Form der
Zulassungssteuerung. Eine staatliche Planung des ambulanten Gesundheitsbereichs
lehne man ab. Der vorliegende Entwurf benachteilige systematisch junge Ärztinnen und
Ärzte, seine kostensenkende Wirkung sei zweifelhaft und er sei angesichts eines
drohenden Ärztemangels und nach der Annahme der Initiative gegen die Zuwanderung
nicht angemessen. Bundesrat Berset betonte in seinem Plädoyer das Gewicht des
ambulanten Sektors innerhalb des Gesundheitswesens, welcher rund 40% der Kosten
ausmacht. Er wies darauf hin, dass bei Nichteintreten keine alternative Lösung zur
Auswahl stehe, insbesondere da die von der Kommissionsminderheit geforderte
Vertragsfreiheit nicht mehrheitsfähig ist. Des weiteren wies er auf die Absicht des
bundesrätlichen Entwurfs hin, den Kantonen ein nötiges und nachgefragtes
Steuerungsinstrument zur Verfügung zu stellen, welches ihnen im ambulanten Bereich
bislang fehlt. Dennoch stellte sich der Bundesrat hinter die Kompromisslösung des
Nationalrates, welche auch von den Kantonen unterstützt wird. Der Kompromiss sei der
Aussicht auf eine erneute Periode ohne Zulassungssteuerung und mit einer in die Höhe
schnellenden Zahl neuer Praxen vorzuziehen. Schliesslich sprachen sich 28
Kantonsvertreterinnen und -vertreter für Eintreten aus, 16 dagegen.

In der Detailberatung empfahl die vorberatende Kommission dem Plenum mit 9 zu 2
Stimmen bei einer Enthaltung, der Vorlage des Nationalrates zuzustimmen. Eine
Minderheit Maury Pasquier (sp, GE) forderte, zusätzlich einen Passus einzufügen,
wonach Kantone, deren Ärztedichte 20% oder mehr über dem nationalen Durchschnitt
liegt, vom Bundesrat auf Antrag hin die Erlaubnis erhalten können, für die Zulassung
weiterer Ärztinnen und Ärzte einen Bedürfnisnachweis zu verlangen. Derzeit würde dies
die Kantone Basel Stadt und Genf betreffen. Nur so handle es sich um eine echte
Zulassungssteuerung, welche auch Resultate verspreche, begründete Nationalrätin
Maury Pasquier ihren Antrag. Dabei gehe es primär darum, eine bessere Verteilung der
Ärztinnen und Ärzte auf dem Gebiet der Schweiz zu erzielen. Der Vorschlag werde von
der Schweizerischen Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und
-direktoren voll unterstützt. Dagegen wurde vorgebracht, der Grenzwert von 20% sei
willkürlich und die Kantonsgrenzen seien für die Bestimmung von Gebieten mit einer
übermässigen Ärztedichte ungeeignet – als relevant angesehen wird vielmehr die
Unterscheidung zwischen urbanen und ländlichen Regionen.

Die Gegner jeglicher Zulassungssteuerung führten Bedenken bezüglich der
Kompatibilität einer solchen mit der Personenfreizügigkeit zwischen der Schweiz und
der Europäischen Union an. Die EU habe die bisherige Handhabung bereits mehrfach
kritisiert, mit Blick auf ihre Vorläufigkeit jedoch akzeptiert. Bei der Überführung in ein
Bundesgesetz könne von dieser Akzeptanz nicht mehr einfach ausgegangen werden,
und auch der Bundesrat habe sie bereits mehrfach angezweifelt, was der anwesende
Gesundheitsminister bestätigte. Der Mehrheitssprecher der Kommission erklärte, nach
der Konsultation führender Expertinnen und Experten im Bereich Europarecht habe
sich die Kommission anno 2012 dafür entschieden, das relativ geringe Risiko eines
Konfliktes einzugehen, und dazu sei sie auch heute bereit. Die Anforderung einer
dreijährigen Tätigkeitsdauer bei einer anerkannten Weiterbildungsinstitution im Inland
sei massvoll und vertretbar. Bundesrat Berset sagte, die Unsicherheit bezüglich der
Reaktion der EU bestehe nach wie vor und sei einer der Gründe für den ursprünglichen
Vorschlag des Bundesrates gewesen, den das Parlament aber nicht unterstützte. Es
gelte daher, die Angelegenheit weiterhin im Auge zu behalten.

Für den Antrag der Kommissionsmehrheit stimmten 27, für jenen der Minderheit 14
Kantonsvertreterinnen und -vertreter, zwei enthielten sich der Stimme. Stillschweigend
beschloss der Rat, die geltende Übergangsbestimmung bezüglich jener Ärztinnen und
Ärzte, welche bereits vor dem Inkrafttreten des Gesetzes zulasten der obligatorischen
Krankenpflegeversicherung tätig waren, ins Gesetz aufzunehmen, um Rechtslücken zu
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vermeiden. Damit entstand eine Differenz zum Nationalrat. In der Gesamtabstimmung
gingen 32 Stimmen für den Entwurf ein, 12 dagegen, es gab keine Enthaltungen. Damit
ging das Geschäft zur Differenzbereinigung an die grosse Kammer. 11

Arbeitslosenversicherung (ALV)

Ende Februar verabschiedete der Bundesrat seine Vorlage zur 3. Revision des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes (AVIG) zuhanden des Parlaments. Ziel der Revision
ist, die Finanzierung der ALV mittelfristig unter Annahme einer durchschnittlichen
Arbeitslosigkeit von 100'000 Personen zu sichern sowie weiterhin eine rasche und
nachhaltige Wiedereingliederung der Arbeitslosen zu erreichen. Um die Schulden der
ALV abzubauen, war mit dem Stabilisierungsprogramm von 1999 die Erhöhung des
Beitragssatzes von 2,0 auf 3,0 Lohnprozente bis Ende 2003 verlängert und die (nicht
versicherten) Einkommen zwischen CHF 106'800 und CHF 267'000 mit einem weiteren
Lohnprozent belastet worden (Deplafonierung). Der Bundesrat beantragte nun eine
generelle Rückführung auf zwei Lohnprozente, wollte aber die zusätzliche
Beitragspflicht der Besserverdienenden („Solidaritätsprozent“) im Sinn einer
konjunkturresistenten Finanzierung beibehalten. Gleichzeitig sah er Anpassungen bei
der Arbeitslosenentschädigung vor. Einerseits sollte wegen des
Freizügigkeitsabkommens mit der EU die Mindestbeitragszeit, die einen
Entschädigungsanspruch auslöst, von sechs auf zwölf Monate erhöht, andererseits die
Entschädigungsdauer von 520 auf 400 Tage gekürzt werden, wobei für ältere
Arbeitnehmer (ab 55 Jahren) sowie IV- und Unfallversicherungs-Rentner die heutige
Dauer belassen wird, sofern sie 18 Beitragsmonate aufweisen. Die Sozialpartner liefen
umgehend Sturm gegen die Vorlage. Nicht bestritten war die Erhöhung der Beitragszeit;
die Arbeitgeber wehrten sich aber gegen die Beibehaltung der Deplafonierung, die sie
als verkappte Reichtumssteuer werteten, die Gewerkschaften erachteten die Reduktion
der Entschädigungsdauer als eindeutigen Sozialabbau. Allgemein akzeptiert wurde
hingegen ein Systemwechsel bei der finanziellen Beteiligung der öffentlichen Hand:
Bund und Kantone sollen sich künftig fest an den Kosten der Regionalen
Arbeitsvermittlungszentren (RAV) und der arbeitsmarktlichen Massnahmen beteiligen;
im Gegenzug wird auf die Finanzierungsbeiträge der Kantone in ausserordentlichen
Situationen verzichtet. Neu definiert wurden auch die anrechenbaren
Erziehungszeiten, da vermutet wurde, die 1995 eingeführte Regelung habe zu
Missbräuchen geführt: Neu muss jemand, der Ansprüche geltend macht, unmittelbar
vor dem familiär bedingten Erwerbsunterbruch in der Schweiz oder in der EU
gearbeitet haben, und die Erziehungsphase darf maximal drei Jahre dauern. 12
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